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2330-18-1 

Bekanntmachung 
der Neufassung des 

Gesetzes über den Abbau der Fehlsubventionierung 
im Wohnungswesen in Bayern 

(BayAFWoG) 

Vom 31. Oktober 1995 

Auf Grund des § 2 Abs. 2 des Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes über den Abbau der 
Fehlsubventionierung im Wohnungswesen in Bay­
ern vom 26. Juli 1995 (GVBl S. 390) wird nachste­
hend der Wortlaut des Gesetzes über den Abbau der 
Fehlsubventionierung im Wohnungswesen in Bay­
ern (BayRS 2330-18-1) in der vom 1. Januar 1996 an 
geltenden Fassung bekanntgemacht. 

Die Neufassung ergibt sich ?-us den Änderungen 
durch das Zweite Gesetz zur Anderung des Geset­
zes über den Abbau der Fehlsubventionierung im 
Wohnungswesen in Bayern vom 26. Juli 1995 (GVBI 
S . 390) . 

München, den 31. Oktober 1995 

Bayerisches Staatsministerium des Innern 

Dr. Günther Beckstein, Staatsminister 

2330-18-1 

Gesetz 
über den Abbau der Fehlsubventionierung 
im Wohnungswesen in Bayern (Bay AFWoG) 

in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 31. Oktober 1995 

Art. 1 

1 In Bayern werden Ausgleichszahlungen nach 
dem Gesetz über den Abbau der Fehlsubventionie­
rung im Wohnungswesen (AFWoG) erhoben (Fehl­
belegungsabgabe). 2Die Staatsregierung wird er­
mächtigt, durch Rechtsverordnung 

2. solche Gemeinden von der Erhebung der Fehlbe­
legungsabgabe auszunehmen, bei denen die Vor­
aussetzungen des § 1 Abs. 4 Satz 2 AFWoG gege­
ben sind. 

Art. 2 

1. die Gemeinden zu bestimmen, in denen die Vor­
aussetzungen für die Erhebung der Fehlbele­
gungsabgabe nach § 1 Abs. 4 Satz 1 AFWoG gege­
ben sind, 

(1) Abweichend von § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 AFWoG 
setzt die Verpflichtung von Wohnungsinhabern zur 
Leistung von Ausgleichszahlungen voraus, daß ihr 
Einkommen die Einkommensgrenze um mehr als 
55 v.H. übersteigt. 
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(2) An Stelle des § 1 Abs. 3 AFWoG wird be­
stimmt: 

1 Die Fehlbelegungsabgabe beträgt monatlich je 
Quadratmeter Wohnfläche . 

1. 1 Deutsche Mark, wenn die Einkommensgrenze 
um mehr als 55 v.H ., jedoch nicht mehr als 65 v.H. 
überschritten wird, 

2.2 Deutsche Mark, wenn die Einkommensgrenze 
um mehr als 65 v.H., jedoch nicht mehr als 80 v.H. 
überschritten wird, 

3. 3 Deutsche Mark, wenn die Einkommensgrenze 
um mehr als 80 v.H., jedoch nicht mehr als 95 v.H. 
überschritten wird, 

4.4 Deutsche Mark, wenn die Einkommensgrenze 
um mehr als 95v.H ., jedoch nicht mehr als 110v.H. 
überschritten wird, 

5. 5 Deutsche Mark, wenn die Einkommensgrenze 
um mehr als 110v.H ., jedoch nicht mehr als 
125 v.H. überschritten wird, 

6. 6 Deutsche Mark, wenn die Einkommensgrenze 
um mehr als 125 v.H., jedoch nicht mehr als 
140 v.H. überschritten wird, 

7. 7 Deutsche Mark, wenn die Einkommensgrenze 
um mehr als 140 v.H. überschritten wird. 

2Die nach Satz 1 für eine Wohnung ermittelte mo­
natliche Fehlbelegungsabgabe ist zu beschränken 
im Fall von 

1. Nummer 1 auf den zwölften Teil des Betrags, um 
den das Gesamteinkommen die um 55 v.H. er­
höhte Einkommensgrenze übersteigt, 

2. Nummer 2 auf 1 Deutsche Mark je Quadratmeter 
Wohnfläche monatlich zuzüglich des zwölften 
Teils des Betrags, um den das Gesamteinkom­
men die um 65 v.H. erhöhte Einkommensgrenze 
übersteigt, 

3. Nummer 3 auf 2 Deutsche Mark je Quadratmeter 
Wohnfläche monatlich zuzüglich des zwölften 
Teils des Betrags, um den das Gesamteinkom­
men die um 80v.H . erhöhte Einkommensgrenze 
übersteigt, 

4. Nummer 4 auf 3 Deutsche Mark je Quadratmeter 
Wohnfläche monatlich zuzüglich des zwölften 
Teils des Betrags, um den das Gesamteinkom­
men die um 95 v.H. erhöhte Einkommensgrenze 
übersteigt, 

5. Nummer 5 auf 4 Deutsche Mark je Quadratmeter 
Wohnfläche monatlich zuzüglich des zwölften 
Teils des Betrags, um den das Gesamteinkom­
men die um 110 v.H. erhöhte Einkommensgrenze 
übersteigt, 

6. Nummer 6 auf 5 Deutsche Mark je Quadratmeter 
Wohnfläche monatlich zuzüglich des zwölften 
Teils des Betrags, um den das Gesamteinkom­
men die um 125 v.H. erhöhte Einkommensgrenze 
übersteigt, 

7. Nummer 7 auf 6 Deutsche Markje Quadratmeter 
Wohnfläche monatlich zuzüglich des zwölften 
Teils des Betrags, um den das Gesamteinkom­
men die um 140 v. H. erhöhte Einkommensgrenze 
übersteigt. 

(3) lBei der Anwendung des § 2 Abs. 1 Nr. 1 
AFWoG stehen der Erbbauberechtigte im Sinn des 
§ 33 Abs. 2 des Zweiten Wohnungsbaugesetzes und 
der nur wirtschaftliche Eigentümer dem Eigentü­
mer gleich. 2Wirtschaftlicher Eigentümer ist der 
künftige Erwerber, auf den Besitz, Nutzen und La­
sten übergegangen sind, wenn der Übergang auch 
des rechtlichen Eigentums gesichert erscheint. 
3 Außer in den in § 2 Abs. 1 Nr. 1 AFWoG genannten 
Fällen ist eine Ausgleichszahlung auch dann nicht 
zu leisten, wenn es sich um 

1. eine andere Wohnung handelt, die vom Eigentü­
mer selbst genutzt wird, und der Eigentümer die 
als Darlehen gewährten öffentlichen Mittel für 
alle Wohnungen des Gebäudes zurückgezahlt 
hat, 

2. eine Werkdienstwohnung handelt, die dem Woh­
nungsinhaber durch Verwaltungs akt überlassen 
wurde. 

(4) Abweichend von § 2 Abs. 1 Nr. 4 AFWoG wird 
bestimmt, daß eine Fehlbelegungsabgabe nicht zu 
leisten ist, wenn ein Wohnungsinhaber die Woh­
nung auf Grund 

1. einer nach § 5 Abs. 1 Satz 1 des Wohnungsbin­
dungsgesetzes innerhalb der letzten zwei Jahre 
vor Beginn des Leistungszeitraums erteilten Be­
scheinigung über die Wohnberechtigung oder 

2. einer nach § 5 Abs. 1 Satz 2 Buchst. b Doppel- . 
buchst. aa des Wohnungsbindungsgesetzes in­
nerhalb der letzten drei Jahre vor Beginn des 
Leistungszeitraums erteilten Bescheinigung 
über die Wohnberechtigung nutzt, die freige­
mac;hte Wohnung größer als die bezogene Woh­
nung ist und der Wohnungswechsel nach den ört­
lichen wohnungswirtschaftlichen Verhältnissen · 
im öffentlichen Interesse liegt. 

(5) In den Fällen der Absätze 3 und 4 bleibt § 1 
Abs.2 Satz 3 AFWöG unberührt. 

(6) Die in Absatz 3 Satz 3, Absatz 4 sowie in § 2 
Abs. 1 AFWbG bestimmten Ausnahmen sind vom 
ersten Tag des Monats an zu berücksichtigen, in 
dem sie eingetreten sind. 

(7) (aufgehoben) 

(8) § 4 Abs. 1 und' 4 Satz 1 AFWoG sind mit der 
Maßgabe anzuwenden, daß 

1. die Regelung des § 4 Abs.1 Nr. 3 für Inhaber von 
Wohnungen gilt, für die öffentliche Mittel nach 
dem 31. Dezember 1962, jedoch vor dem 1. Januar 
1974 bewilligt worden sind, 

2. die Leistungspflicht für Inhaber von Wohnun­
gen, für die öffentliche Mittel nach dem 31. De­
zember 1973 bewilligt worden sind, am 1. Januar 
1992 beginnt, 

3. die Leistungspflicht mit dem Beginn des Lei­
stungszeitraums der jeweiligen Jahrgangs­
gruppe beginnt, frühestens jedoch zu dem Zeit­
punkt, zu dem eine Gemeinde erstmals als Erhe­
bungsgebiet für die Fehlbelegungsabgabe be­
stimmt ist ; die Fehlbelegungsabgabe ist bis zum 

. Ende des Leistungszeitraums der jeweiligen 
Jahrgangsgruppe festzusetzen. 
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(9) Abweichend von § 4 Abs. 2 AFWoG wird be­
stimmt: 

Wird der Leistungsbescheid erst nach Beginn des 
jeweiligen Leistungszeitraums erteilt , kann der Be­
ginn der Leistungspflicht frühestens auf den ersten 
Tag des sechsten Kalendermonats vor dem Monat 
der Erteilung des Leistungsbescheids festgesetzt 
werden. 

(9a) Abweichend von § 4 Abs.4 Satz 3 AFWoG 
wird bestimmt: 

1 Die zuständige Stelle kann sich vorbehalten, die 
Einkommensverhältnisse bis zum Beginn des letz­
ten Jahres eines Leistungszeitraums erneut zu 
überprüfen. 2Wird eine erstmalige, niedrigere oder 
höhere Leistungspflicht festgestellt , so beginnt sie 
am Monatsersten nach Änderung der Einkom­
mensverhältnisse, frühe'stens am ersten Tag des Ka­
lendermonats, der auf den Zeitpunkt der Aufforde­
rung (§ 3 Abs. 2 Nr. 2 AFWoG) folgt . 

(9b) An Stelle von § 4 Abs. 5 Satz 2 AFWoG wird 
bestimmt: 

Beträge bis zu 100 Deutsche Mark monatlich sind 
vierteljährlich, höhere Beträge monatlich im vor­
aus zu entrichten. 

(10) Ergänzend zu § 4 AFWoG wird bestimmt: 

Für die Bekanntgabe eines Verwaltungs akts der zu­
ständigen Stelle gelten § 155 Abs. 3 bis 5 der Abga­
benordnung entßprechend. 

(11) An Stelle von § 5 Abs. 2 AFWoG wird folgen­
des bestimmt: 

1 Kommt der Wohnungs inhaber der Aufforderung 
nach § 5 Abs. 1 AFWoG, die Personen zu benennen, 
die die Wohnung nicht nur vorübergehend b enut­
zen, nicht innerhalb der eingeräumten Frist nach, 
so kann die Aufforderung im Weg des Verwaltungs­
zwangs vollzogen werden. 2Kommt der Wohnungs­
inhaber der Aufforderung nach ,§ 5 Abs. 1 AFWoG, 
das Einkommen der in Satz 1 genannten Personen 
oder das Vorliegen der Voraussetzungen des § 2 
Abs. 1 AFWoG nachzuweisen, nicht innerhalb der 
eingeräumten Frist nach, so wird vermutet, daß die 
Voraussetzungen nach § 2 Abs. 1 AFWoG nicht vor­
liegen und die Einkommensgrenze um mehr als 
140v.R überschritten wird. 3Wird die Verpflich­
tung, die in Satz 2 genannten Nachweise zu führen, 
nachträglich erfüllt, so ist vom,ersten Tag des näch­
sten Kalendermon~~s an nur der Betrag zu entrich­
ten, der sich nach Uberprüfung der Einkommens­
verhältnisse ergibt; in den Fällen des § 2 Abs. 1 
Nrn, 2 und 3 AFWoG entfällt die Leistungspflicht 
ab Beginn des Leistungszeitraums, 

(12) An Stelle von§ 6 Abs.1 und 2 AFWoG wird 
bestimmt: 

1. 1 Die Fehlbelegungsabgabe ist auf Antrag zu be­
schränken auf den Unterschieds betrag zwischen 
dem für die Wohnung zulässigen Entgelt und 
dem für sie nach Nummer 2 geltenden Höchstbe­
trag; die zuständige Stelle kann die Fehlbele­
gungsabgabe ohne Antrag beschränken, wenn 
ihr das zulässige Entgelt auf andere Weise be­
kannt geworden ist, 2Maßgebend sind das zuläs­
sige Entgelt und der Höchstbetrag zu Beginn der 
Leistungspflicht, 3Der Antrag kann nur bis zum 
Ablauf des Leistungszeitraums gestellt werden, 

2. 1 Die Höchstbeträge werden vqn der Staatsregie­
rung durch Rechtsverordnung für Gemeinden 
unterschiedlicher Mietenstufen und für Woh­
nungen unterschiedlicher Ausstattungsstufen 
und Baualtersgruppen bestimmt; der Zuord­
nung von Wohnungen zu einer ,Baualtersgr~ppe 
kann der Zeitpunkt der Bewilligung der öffentli­
chen Baudarlehen zugrundegelegt werden. 2Da­
bei sind die bei der Neuvermietung erzielbaren 
Entgelte für nicht preisgebundenen Wohnraum 
vergleichbarer Art und Ausstattung in durch­
schnittlicher Lage zugrunde zu legen. 3 Die Z uge­
hörigkeit einer Gemeinde zu einer Mietenstufe 
richtet sich nach der durchschnittlichen prozen­
tualen Abweichung der Quadratmetermieten 
der Wohnungen in der Gemeinde vom Durch­
schnitt der Quadratmetermieten vergleichbarer 
Wohnungen in Bayern. 

3. Weist der Wohnungsinhaber nach, daß der nach 
Nummer 2 Qestimmte Höchstbetrag im Einzel­
fall das bei Neuvermietungen ortsüblich erziel­
bare Entgelt für nicht preisgebundenen Wohn­
raum, der nach Art und Ausstattung der von ihm 
bewohnten Wohnung entspricht, wegen deren 
einfacher Lage nicht nur unwesentlich über­
schreitet, hat die zuständige Stelle dieses Ent­
gelt als Höchstbetrag zugrunde zu legen. 

(13) Abweichend von § 7 Abs. 2 AFWoG wird be­
stimmt: 

Der Antrag kann bis zum Ablauf des Leistungszeit­
raums gestellt werden. 

(14) An Stelle des § 10 Abs. 1 Satz 2 AFWoG wird 
bestimmt: ' 

1 Die Landkreise, kreisfreien Städte, Großen Kreis­
städte und sonstigen Gemeinden, die zuständige 
Stellen sind, erhalten eine pauschale Zuweisung 
zur Deckung des Verw.altungsaufwands, der ihnen 
aus dem Vollzug des Gesetzes über den Abbau der 
Fehlsubventionierung im Wohnungswesen und die­
ses Gesetzes entsteht. 2Die pauschale Zuweisung 
darf vor der Abführung nach § 10 Abs. 1 Satz 1 
AFWoG vom Aufkommen der Ausgleichszahlungen 
abgesetzt werden. 3Die Höhe der pauschalen Zu­
weisung legt das Staatsministerium des Innern im 
Einvernehmen mit dem Staatsministerium der Fi­
nanzen durch Rechtsverordnung fest. 4 Die Verord­
nung kann insbesondere bestimmen, daß sich die 
pauschale Zuweisung nach der Zahl der öffentlich ' 
geförderten Wohnungen im Gebiet der zuständigen 
Stelle, nach der Zahl der Wohnungen, für deren In­
haber die zuständige Stelle eine Ausgl~ichszahlung 
festgesetzt hat, oder nach einem Anteil an d~n fest­
gesetzten Ausgleichszahlungen richtet; sie kann 
dabei auch bestimmen,.daß sich die pauschale Zu­
weisung nach mehreren dieser Maßstäbe richtet. 

, 5Die Mahngebühren stehen den in Satz 1 genann­
ten Gebietskörperschaften zu. 6Das nach der Ab­
setzung der pauschalen Zuweisung verbleibende 
Aufkommen aus den Ausgleichszahlungen ist lau­
fend zur Förderung des Baus von Sozialwohnungen 
in den Gebieten, in denen es erzielt wird, zu ver­
wenden, und zwar insbesondere für kinderreiche 
Familien, junge Ehepaare, alleinstehende Eltern­
teile mit Kindern, ältere Menschen und Schwerbe­
hinderte; statt zur Förderung des Baus von Sozial­
wohnungen kann das verbleibende Aufkommen in 
den genannten Gebieten auch für Zuschüsse an 
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Gemeinden zU finanziellen Aufwendungen beim 
Erwerb von Mietpreis- und Belegungsbindungen 
an Wohnungen verwendet werden. 

Art. 3 

Der nach § 11 Satz 1 AFWoG zuständigen Stelle 
obliegen im Vollzug des Gesetzes über den Abbau 
der Fehlsubventionierung im Wohnungswesen und 
dieses Gesetzes auch die kassenmäßige Einzie­
hung, die Mahnung und die Vollstreckung; sie wen­
det bei der Erhebung kommunales Haushaltsrecht 
an. 

Art. 4 

I § 11 Sätze 2 und 3 AFWoG gelten auch dann, 
w enn das Besetzungsrecht durch Stellen des Bun­
des ausgeübt wird. 2Art. 3 Halbsatz 1 gilt entspre­
chend. 

Art. 5 

Das Gesetz über den Abbau der Fehlsubventio­
nierung im Wohnungswesen ist in der Fassung die­
ses Gesetzes 

1. von den in § 5 Abs. 3 AFWoG bezeichneten Be­
hörden zugrunde zu legen , 

2. auf Inhal?er von Bergarbeiterwohnungen nach 
§ 8 AFWoG und Inhaber von mit Wohnungsfür­
sorgemitteln geförderten Wohnungen nach § 9 
AFWoG anwendbar und · 

3. von Stellen außerhalb der öffentlichen Verwal­
tung nach § 11 Satz 2 AFWoG als öffentliche Auf­
gabe wahrzunehmen. 

Art. 6 

(1) lAuf Leistungsbescheide, die für vor dem 
1. Januar 1996 beginnende Leistungszeiträume er­
teilt worden sind, sind die bis zum 31. Dezember 
1995 geltenden Vorschriften anzuwenden. 2Woh­
nungsinhaber können jedoch bis zum Ablauf des 
Leistungszeitraums beantragen, daß für den Zeit­
raum vom 1. Januar 1996 an ein neuer Leistungsbe­
scheid erteilt wird, wenn sich auf Grund der Ver­
hältnisse am 1. Januar 1996 nach Art. 1 Satz 1 und 
Art. 2 Abs. 1 und 2 keine oder eine geringere Fehlbe­
legungsabgabe ergibt. 

(2)1 Leistungszeiträume, die am 1. Januar 1994 
beginnen, enden für Inhaber von Wohnungen, für 
die die öffentlichen Mittel nach dem 31. Dezember 
1973 und vor dem 1. Januar 1989 bewilligt wurden 
abweichend von § 4 Abs. 4 Satz 1 AFWoG am 31. De~ 
zember 1997. 2Bis zu diesem Zeitpunkt gelten die 
erteilten Leistungsbescheide fort. 3Die zuständige 

. Stelle teilt den Leistungspflichtige'n den veränder­
ten Leistungszeitraum mit. 4Leistungsbescheide 
für die in"Satz 1 genannten Wohnungen, die sich auf 
vor dem 1. Januar 1994 liegende Leistungszeit­
räume beziehen, bleiben von den Änderungen des 
Art. 2 Abs. 8 unberührt. 

Art. 7 

IDieses Gesetz ist dringlich. 2Es tritt am 1. De­
zeIllber 1985 in Kraft. *) 

' ) Diese Vorschrift betrifft das Inkrafttreten des Gesetzes in der 
ursprünglichen Fassung vom 21. November 1985, (GVBI S. 678). 
Der ZeItpunkt des Inkrafttretens der späteren Anderungen er­
gibt sich aus den jeweiligen Änderungsgesetzen. 
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1102-2-S 

Zwölfte Verordnung 
zur Änderung der 

Verordnung über die Geschäftsverteilung 
der Bayerischen Staatsregierung 

Vom 28. November 1995 

Auf Grund des Art. 53 der Verfassung erläßt die 
Bayerische Staatsregierung folgende Verordnung: 

§ 1 

Die Verordnung über die Geschäftsverteilung der 
Bayerischen Staatsregierung (StRGVV) in der Fas­
sung der Bekanntmachung vom 1. Dezember 1993 
(GVBl S.874, BayRS 1102-2-S), geändert durch 
Verordnung vom 7. November 1994 (GVBl S. 986), 
wird wie folgt geändert: 

1. In § 1 Nr. 16 werden die Worte "und der Landes­
zentrale für politische Bildungsarbeit" gestri­
chen. 

2. In § 5 wird folgende Nummer 4a eingefügt: 

,,4a) die Angelegenheiten der Landeszentrale für 
politische Bildungsarbeit, " 

§ 2 

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 15 . No­
vember 1995 in Kraft. 

München, den 28 . November 1995 

Der Bayerische Ministerpräsident 

Dr. Edmund Stoiber 
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200-4-K 

Verordnung 
zur Änderung der 

Verordnung über die Bayerische Landeszentrale für 
politische Bildungsarbeit 

Vom 28. November 1995 

Auf Grund des Art. 77 Abs. 1 Satz 2 der Verfas­
sung erläßt die Bayerische Staatsregierung fol­
gende Verordnung: 

§ 1 

Die Verordnung über die Bayerische Landeszen­
trale für politische Bildungsarbeit (BayRS 200-4-8) 
wird wie folgt geändert: 

1. § 1 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

,,(1) Die beim Staatsministerium für Unter­
richt, Kultus, Wissenschaft und Kunst errichtete 
Bayerische Landeszentrale für politische Bil­
dungsarbeit untersteht der Aufsicht des Staats­
ministers für Unterricht, Kultu~, Wissenschaft 
und Kunst." 

2. § 3 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

,,(2) Der Direktor bewirtschaftet die im Haus­
haltsplan des Staatsministeriums für Unter­
richt, Kultus, Wissenschaft und Kunst für die 
sachliche Arbeit der Landeszentrale vorgesehe­
nen Mittel nach Maßgabe der vom Staatsmini­
ster für Unterricht, Kultus, Wissenschaft und 
Kunst erteilten allgemeinen oder besonderen 
Weisungen. " 

3. In § 4 wird das Wort "Ministerpräsidenten" 
durch die Worte "Staatsministers für Unterricht, 
Kultus, Wissenschaft und Kunst" ersetzt. 

§ 2 

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 15. No­
vember 1995 in Kraft. 

München, den 28. November 1995 

Der Bayerische Ministerpräsident 

Dr. Edmund Stoiber -

811 
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2023-9-1 

Verordnung 
über die Genehmigungsfreiheit 

von Rechtsgeschäften 
des kommunalen Kreditwesens 

(Verordnung über kreditähnliche 
kommunale Recht~geschäfte) 

Vom 16. August 1995 

Auf Grund von Art. 72 Abs. 5 der Gemeindeord­
nung für den Freistaat Bayern, Art. 66 Abs.5 der 
Landkreisordnung für den Freistaat Bayern und 
Art. 64 Abs. 5 der Bezirksordnung für den Freistaat 
Bayern erläßt das Bayerische Staatsministerium 
des 1nnern im Einvernehmen mit dem Bayerischen 
Staatsministerium der Finanzen folgende Verord­
nung: 

§ 1 

(1) Die Stundung von Zahlungsverpflichtungen 
der Gemeinden, der Landkreise, der Bezirke und 
der öffentlich-rechtlichen kommunalen Zusam­
menschlüsse ist genehmigungsfrei, wenn die Fällig­
keit über das laufende Haushaltsjahr nicht hinaus­
geschoben wird. 

, (2) 1 Die Stundung von Zahlungsverpflichtun­
gen der in Absatz 1 bezeichneten Körperschaften 
über das laufE;!nde Haushaltsjahr hinaus ist geneh­
migungsfrei, wenn un.d soweit der einzelne Stun­
dungsfall folgende Beträge nicht überschreitet: 

- bis zu 7 000 Einwohnern 100000,- DM 

- mit mehr als 7 000 bis 
zu 20 000 Einwohnern 

- mit mehr als 20 000 bis 
zu 50 000 Einwohnern 

- mit mehr als 50 000 bis 
zu 300 000 Einwohnern 

- mit mehr als 300 000 
Einwohnern 

- bei der 
Landeshauptstadt München 

300000,-DM 

1000000,- DM 

2000000,- DM 

5000000,- DM 

10000000,- nlVi:. 
2Für Verwaltungsgemeinschaften und Zweckver­
bände gelten die halben Beträge, bezogen auf die 
Summe der Einwohnerzahlen der Mitgliedsge­
meinden, höchstens jedoch 1 v.H. des Haushaltsvo­
lumens. 

§ 2 

Der Abschluß von Leasingverträgen über beweg­
liche Gegenstände ist genehmigungsfrei. 

§3 

Bürgschaften, Gewährverträge und Verpflich­
tungen aus verwandten Rechtsgeschäften, die ein 
Einstehen für fremde Schuld oder für den Eintritt 
'oder Nichteintritt bestimmter Umstände zum Ge­
genstand haben, sind genehmigungsfrei, 

1. wenn der Höchstbetrag der Einstandspflicht in 
dem jeweiligen Rechtsgeschäft nicht höher ist als 
der nach § 1 Abs. 2 zutreffende Betrag, solange der 
Gesamtbestand derartiger Verpflichtungen das 
Achtfache und die Summe der im laufenden Haus­
haltsjahr eingegangenen derartigen Verpflichtun­
gen das Doppelte des nach § 1 Abs.2 zutreffen­
den Betrags nicht übersteigt; die in Nummern 2 
bis 4 genannten Fälle bleiben außer Ansatz, 

2. wenn Sicherheiten zugunsten Dritter zur Erfül­
. lung gesetzlicher Verpflichtungen im Vollzug des 
Städtebauförderungsrechts bestellt werden, 

3. zur Absicherung eines Rückzahlungsanspruchs 
im Zusammenhang mit der Gewährung staatli­
cher Leistungen an juristische Personen, an de­
nen die absichernde Körperschaft (§ 1 Abs.1) 
nach Stimmen mehrheitlich beteiligt ist, 

4. wenn beim Erwerb oder der Veräußerung eines 
Grundstücks Grundpfandrechte im Zusammen­
hang mit der Kaufpreiszahlung bestellt werden 
oder wenn ein mit einem Grundpfandrecht bela­
stetes Grundstück erworben wird; dasselbe gilt 
für die Begründung der persönlichen Schuld zu 
einem solchen Grundpfandrecht. 

§4 

Wenn ein Rechtsgeschäft nach dieser Verordnung 
von der rechtsaufsichtlichen Genehmigung freige­
stellt ist, hat der Vertretungsberechtigte eine schrift­
liche Feststellung zu den Verhandlungen zu neh­
men, daß und auf Grund welcher Vorschriften der 
Abschluß des Rechtsgeschäfts genehmigungsfrei ist. 

§ 5 

IDiese Verordnung tritt am 1. Januar 1996 in 
Kraft. 2Gleichzeitig tritt die Verordnung über die 
Freistellung von Rechtsgeschäften im Bereich des 
Kreditwesens der Gemeinden, der Landkreise, der 
Bezirke und der öffentlich-rechtlichen kommunalen 
Zusammenschlüsse von der rechtsaufsichtlichen Ge­
nehmigung (Verordnung über kreditähnliche kom­
munale Rechtsgeschäfte) vom 7. Oktober 1982 
(BayRS 2023-9-1) außer Kraft. 

München, den 16. August 1995 

Bayerisches Staatsministerium des Iqnern 

Dr. Günther Beckstein, Staatsminister 
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2210-8-2-1-1-K 

Vierte Verordnung 
zur Änderung der 

Vergabeverordnung ZVS 

Vom 6. November 1995 

Auf Grund von Art. 11 Abs. 2 des Gesetzes zur Aus­
führung des Staatsvertrags über die Vergabe von 
Studienplätzen vom 19. Februar 1988 (GVBI S.18, 
BayRS 221O-8-2-K), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 28,. April 1994 (GVBI S . 296), in Verbindung mit 
Art. 16 Abs. 1 Nrn. 1 bis 13 des Staatsvertrags über 
die Vergabe von Studienplätzen vom 12. März 1992 
(GVBl1993 S. 14, BayRS 2210-8-1-1-K), erläßt das 
Bayerische Staatsministerium für Unterricht, Kul­
tus, Wissenschaft und Kunst folgende Verordnung: 

§ 1 

Die Verordnung über die zentrale Vergabe von 
Studienplätzen und die Durchführung eines Fest­
stellungsverfahrens (Vergabeverordnung ZVS) vom 
18. November 1993 (GVBI S. 886, BayRS 2210-8-2-
l-I-K), zuletzt geändert durch Verordnung vom 
9. März 1995 (GVBl S. 146), wird wie folgt geändert: 

1. § 8 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 
, . 

,, (4) Soweit in einem Zulassungsantrag 

1. die Ludwig-Maximilians~Universität Mün­
chen und die Technische Universität München 
oder 

2. die Freie Universität Berlin, die Humboldt­
Universität Berlin und die Technische Univer­
sität Berlin 

als Studienorte unmittelbar n acheinander ge­
nannt werden, werden die Ortswünsche für diese 

Studienorte innerhalb der für den zuerst ge­
nannten dieser Studienorte angegebenen Orts­
präferenz nacheinander berücksichtigt." 

2. In § 11 Abs. 3 Satz 1 werden die Worte ,,§ 8 Abs. 1 
bis 3'" durch die Worte" § 8 Abs. 1 bis 4" ersetzt. 

3. In § 12 Abs.l Satz 1 Nr.2 wird die Zahl ,,0,7" 
durch die Zahl ,,0,5" ersetzt. 

4. § 24 Abs. 1 Nr. 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Buchstabe a wird die Zahl ,,1,4" durch die 
Zahl" 1,7" ersetzt. 

b) In Buchstabe b wird die Zahl ,,0,3" durch die 
Zahl ,,0,1" ersetzt. 

c) In Buchstabe c wird die Zahl ,,1,3" durch die 
Zahl ,,1,5" ersetzt. 

§ 2 

lDiese Verordnung tritt am 1. Dezember 1995 in 
Kraft . 2Sie gilt erstmals für das Vergabeverfahren 
zum Sommersemester 1996. 

München, den 6. November 1995 

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht, Kultus, Wissenschaft und Kunst 

Hans Zehetmair, Staatsminister 
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221O-8-5-K 

Verordnung 
zur Änderung der 

Verordnung über die befristete Immatrikulation 
und das Weiterstudium von Studenten 
an Hochschulen mit Teilstudiengängen 

Vom 13. November 1995 

Auf Gqmd des Art. 63 Abs. 5 des Bayerischen 
Hochschulgesetzes in der Fassung der Bekanntma­
chung vom 1. Dezember 1993 (GVBl S. 953, BayRS 
2210-1-1-K), zuletzt geändert durch § 2 des Geset-

. zes vom 10. August 1994 (GVBI S. 763), erläßt das 
Bayerische Staatsministerium für Unterricht, Kul­
tus, Wissenschaft und Kunst folgende Verordnung: 

§ 1 

Die Verordnung über die befristete Immatrikula­
tion und das Weiterstudium von Studenten an 
Hochschulen mit Teilstudiengängen vom 4. Novem­
ber 1993 (GVBI S.849, BayRS 2210-8-5-K) wird 
wie folgt geändert: 

1. § 3 Abs. 1 Sätze 1 bis 4 erhalten folgende Fas­
sung: 

" 1 Soweit Studenten, deren Immatrikulation ge­
mäß § 1 befristet ist, ihr Studium gemäß § 2 an 
verschiedenen Hochschulen fortsetzen können, 
sind sie zur Fortsetzung des Studiums im klini­
schen Ausbildungsabschnitt entsprechend ihren 
Ortswünschen an diese Hochschulen nach den 
Regelungen in den folgenden Sätzen 2 bis 6 zu 
verteilen. 2Die Studenten sind vorrangig an die 
Hochschule zu verteilen, an der sie bisher imma­
trikuliert sind. 3Sofern die Aufnahmekapazität 
der Hochschule unter Berücksichtigung der Ver­
pflichtung der Hochschulen nach § 2 Abs. 1 und 2 
nicht ausreicht, sind die Studenten der Universi-

tät Regensburg nachrangig an die übrigen Hoch­
schulen mit klinischer Ausbildungsstätte, die 
Studenten der Universität München nachrangig 
an die Technische Universität München zu ver­
teilen. 4Über die Verteilung an die Universität 
München und die Technische Universität Mün­
chen entscheidet das Los, es sei denn, es liegt 
ein wichtiger Grund vor, der bei Studenten der 
Universität München die Fortsetzung des Stu­
diums an dieser Hochschule zwingend erfor­
dert." 

2. § 4 Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 2 wird aufgehoben. 

b) Der bisherige Satz 3 wird Satz 2. 

§2 

IDiese Verordnung tritt am 15 .. pezember 1995 in 
Kraft. 2Sie gilt erstmals für das Ubernahmeverfah­
ren zum Sommersemester 1996. 

München, den 13. November 1995 

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht, Kultus, Wissenschaft und Kunst 

Hans Zehetmair , Staatsminister 
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2230-3-1-1-K 

Verordnung 
zur Änderung der 

Verordnung über die Zulassung von Lernmitteln 

Vom 16. November 1995 

Auf Grund von Art. 51 Abs.2 Satz 2 des Bayeri­
schen Gesetzes über das Erziehungs- und Unter­
richtswesen (BayEUG) - BayRS 2230-1-1-K - und 
Art. 60 Satz 2 Nr. 7 des Bayerischen Schulfinanzie­
rungsgesetzes - BayRS 2230-7-1-K - erläßt das 
Bayerische Staatsministerium für Unterricht, Kul­
tus, Wissenschaft und Kunst im Einvernehmen mit 
den Bayerischen Staatsministerien der Finanzen 
und des Innern folgende Verordnung: 

§ 1 

Die. Verordnung über die Zulassung von Lernmit­
teln (ZLV) vom 12 . August 1994 (GVBI S.917, 
BayRS 2230-3-1-1-K) wird wie folgt geändert : 

1. In § 4 Abs. l Satz 1 Nr. 4 erhält Halbsatz 2 fol­
gende Fassung: 

"für Schulbücher, die in zweisprachigen Klas­
sen, für den muttersprachlichen Ergänzungsun­
terricht oder an beruflichen Schulen für den 
fachlichen Unterricht verwendet werden sollen, 
sind entsprechend den Besonderheiten dieses 
Unterrichts Abweichungen hiervon zulässig. " 

2. Die Anlage wird wie folgt g~ändert : 

a) In Nummer 18 wird ,,1995" durch ,,1999" er­
setzt. 

b) Es wird folgende Nummer 22 angefügt: 

,,22. Als Zulassung zum Gebrauch in der Vor­
stufe an Berufsoberschulen (Art . 17 
Abs. 2 Satz 2 BayEUG) und in der beson­
deren Klasse (llL-Klasse) an Fachober­
schulen (Art. 16 Abs. 2 Satz 3 BayEUG) 
gilt die Zulassung eines Lernmittels zum 

. Gebrauch an 

'- Berufsaufbauschulen, 

Realschulen und 

Wirtschaftsschulen. " 

§ f 
Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Au­

gust 1995 in Kraft. 

München, den 16. November 1995 

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht, Kultus, Wissenschaft und Kunst 

Hans Zeh e t mai r, Staatsminister 
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2013-1-2-F 

Berichtigung 

Die Anlage zu § 1 des Kostenverzeichnisses vom 
18. Juli 1995 (GVBI S . 454, BayRS 2013-1-2-F) wird 
wie folgt berichtigt : 

1. Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt berichtigt: 

a) Bei dem Stichwort "Gaststättenrecht" muß es 
statt ,,5.III.8" richtig lauten ,, 5.III .7" 

b) Bei dem Stichwort "Gentechnik-Sicherheits­
verordnung" muß es statt ,, 8.VO/ll bis 16" 
richtig lauten ,,8 .VO/12 bis 17" . 

c) Das Stichwort " Qualifikationsordnung 
3.III.1 " muß richtig lauten "Qualifikations­
verordnung 3.II.l ". 

2. In der Lfd. Nr. 1.1. 7 muß es in der Gebührenspalte 
statt ,, 10 bis 300" richtig lauten ,, 9 bis 300" . 

3. In der Tarif-Nr. 6.III/8 muß es in der Gegen­
standsspalte statt ,,(§ 55 Abs. 2 Weingesetz)" 
richtig lauten ,,(§ 3 Abs.2 Weinüberwachungs­
verordnung)" . 

4. In der Tarif-Nr. 8.IVO/11.6 Buchst. d muß es in 
der Gebührenspalte bei Wasser gewerblicher Art 
statt "mindestens 120 DM" richtig lauten "min­
destens 240 DM" . 

5. In der Tarif-Nr. 8.IVO/1.2 .2 muß es in der Gebüh­
renspalte statt "mindestens 150 DM" richtig lau­
ten "mindestens 120 DM". 

6. In der Tarif-Nr. 8.IVO/l.3 .1 muß es in der Gebüh­
renspalte statt "mindestens 60 DM" richtig lau­
ten "mindestens 120 DM". 

7. In der Tarif-Nr. 8.VO/2 .1.4 muß es in der Gegen­
standsspalte statt,,§ 8 Abs. 3" richtig lauten ,, § 8 
Abs. 4". 

8. In der Tarif-Nr. 8.VO/15 muß es statt "Ermächti­
gung nach Anhang VI Buchst. C Abs. 2 GenTSV 
200 bis 1000" richtig lauten "Ermächtigung nach 
Anhang VI Buchst. C Abs. 1 GenTS V ·s. Lfd. Nr. 
7.II.5". 

München, den 12. Oktober 1995 

Bayerisches Staatsministerium der Finanzen 

Im Auftrag 

S c h u s t er, Ministerialrätin 

HerausgeberlRedaktion: Bayerische Staatskanzlei, Franz-Josef: Strauß-Ring 1, 80539 München 

Das Bayerische Gesetz- und Verordnungsblatt wird nach Bedarf ausgegeben " in der Regel zweimal im Mona t . 
Die Her st ellung erfolgt aus 100 % Altpapier. 
Herstellung und Vertrieb: Max Schick GmbH, Druckerei und Verlag, Karl-Schmid-Str aße 13, 81829 München , Tel. 0 89/ 42 92 01 / 02, 
Telefax 089 / 428488, Btmkverbindung: Postgiroamt München, Kto. 25 0560-800, BLZ 700 100 80 
Bezug: Das Bayerische Gesetz- und Verordnungsblatt wird im Namen und für Rechnung des Herausgebers von der Max Schick GmbH 
ausgeliefert. Bestellungen sind ausschließlich an die Max Schick GmbH zu r ichten. Ausgaben , die älter sind als 5 J ahre, sind im Einzel­
verkauf nicht erhä ltlich. Abbestellungen müssen bis spätestens 31. Oktober eines Jahres mit Wirkung vom Beginn des folgenden Kalen­
derjah res bei der Max Schick GmbH eingehen . Reklamationen wegen fehlerhafter oder nicht erhaltener Exemplare müssen spätestens 
1 Monat nach deren Erscheinungsdatum schriftlich oder per Telefax beim Verlag eingehen . Nach dieser Frist ist eine gebührenfreie 
Ersatzlieferung nicht mehr möglich. 
Bezugspreis für den laufenden Bezug jährlich DM 46,2 0 (unterliegt nicht der gesetzlichen Mehrwertsteuer), für Einzelnummern bis 
8 Seiten DM 3,00, für weiter e 4 angefangene Seiten DM 0,70, ab 48 Seiten Umfang für je weitere 8 angefangene Seiten DM 0,70 + Versand. 

ISSN 0005-71 34 


